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Anerkennung der Eigenstaatlichkeit Palästinas

Frage von Landtagsabgeordnete Manuela Haldner-

Schierscher

Antwort von Regierungschefin-Stellvertreterin Sabine Monauni 

Frage vom 03. September 2025
Der Nahostkonflikt ist zu einer globalen Herausforderung für das Völkerrecht und die Menschenrechte 

geworden. Seit Jahrzehnten bleibt die Umsetzung der Zweistaatenlösung eine blosse Hoffnung, während das 

Westjordanland und der Gazastreifen unter israelischer Besatzung stehen und die palästinensische Bevölkerung 

grundlegende politische Rechte vermisst. Die Siedlungspolitik und die fortdauernde militärische Kontrolle 

verhindern dauerhaft jede friedliche Lösung. Angesichts von Kriegsverbrechen, Hungersnot und einer 

eskalierenden Gewalt, wie sie aktuell im Gazastreifen sichtbar ist, steht die internationale Gemeinschaft vor 

einer historischen Verantwortung. Immer mehr Staaten fordern die Anerkennung der Eigenstaatlichkeit 

Palästinas als konkreten Schritt zu einem gerechten Frieden und zur Durchsetzung des humanitären 

Völkerrechts. Diese Anerkennung darf nicht länger vom Goodwill der israelischen Regierung abhängig gemacht 

werden: Die Pflicht zur Verteidigung der Menschenrechte ist universell und darf nicht aus politischem Kalkül 

relativiert werden. Auch Liechtenstein als Vertragsstaat des Völkerrechts trägt die Verantwortung, klar und aktiv 

für die Rechte der palästinensischen Bevölkerung einzustehen und sich der internationalen Initiative zur 

Anerkennung Palästinas anzuschliessen.

* Ist die Regierung bereit, sich gemeinsam mit anderen Demokratien offen für die Anerkennung Palästinas 

als Staat einzusetzen und diesen Schritt auch unabhängig von einer Zustimmung Israels im Rahmen der 

UNO zu befürworten?

* Welche diplomatischen Aktivitäten wurden von Liechtenstein seit Beginn des Gaza-Krieges konkret 

durchgeführt?

* Worauf würde in Zukunft im Umgang mit Israel das Augenmerk gelegt werden, wenn Liechtenstein die 

Anerkennung der Eigenstaatlichkeit Palästinas befürworten würde?

* Welche konkreten Massnahmen erwägt die Regierung, um den Schutz der Menschenrechte und die 

Einhaltung des Völkerrechts im Nahostkonflikt aktiv zu unterstützen und zu fördern?
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Antwort vom 05. September 2025
zu Frage 1:

Liechtenstein bekräftigt in Statements im Rahmen der UNO regelmässig das Recht des palästinensischen 

Volkes auf Selbstbestimmung und seine nachdrückliche Unterstützung für eine Zweistaatenlösung, bei der der 

Staat Israel und ein Staat Palästina in Frieden und Sicherheit sowie gegenseitiger Anerkennung nebeneinander 

existieren. Liechtenstein unterstützte bereits im Jahr 2012 die Resolution der UNO-Generalversammlung, die 

Palästina den Status eines Nichtmitgliedstaats mit Beobachterstatus in der UNO zuerkannte. Weiter unterstützte 

Liechtenstein die letztjährige Resolution der UNO-Generalversammlung, die die Rechte Palästinas als 

Beobachterstaat stärkte und eine Vollmitgliedschaft zuhanden des UNO-Sicherheitsrats empfahl. Hinsichtlich der 

Frage der bilateralen bzw. politischen Anerkennung des Staates Palästina beobachtet Liechtenstein die 

Entwicklungen laufend und ist im engen Austausch mit gleichgesinnten Staaten.

zu Frage 2:

Liechtenstein hat von Anfang an eine klare und differenzierte Haltung in diesem Konflikt eingenommen und in 

relevanten Gremien, insbesondere im Rahmen der UNO, seine Positionen deutlich zum Ausdruck gebracht. In 

Reden, in Gesprächen, durch das Mittragen von Erklärungen und mittels Unterstützung von UNO-Resolutionen 

machte Liechtenstein immer wieder klar, dass alle Konfliktparteien die völkerrechtlichen Verpflichtungen, 

insbesondere die Regeln des humanitären Völkerrechts, strikt einzuhalten haben und diesen Verpflichtungen 

umgehend nachkommen müssen. Diese Positionen Liechtensteins wurden auch bilateral gegenüber Israel 

kommuniziert.

zu Frage 3:

Die Frage nach dem künftigen Umgang mit Israel kann nicht losgelöst von der gesamten Situation im Nahen 

Osten betrachtet werden. Liechtenstein tritt - unabhängig von der Frage der bilateralen Anerkennung und des 

Zeitpunkts einer Anerkennung - seit jeher für das Recht der palästinensischen Bevölkerung auf 

Selbstbestimmung und für eine Zweistaatenlösung ein. Dabei setzt sich Liechtenstein für eine friedliche 

Koexistenz ein und bekennt sich zur Souveränität Israels. In seiner Aussenpolitik erhebt Liechtenstein seit vielen 

Jahren seine Stimme für Rechtsstaatlichkeit, für die Einhaltung des humanitären Völkerrechts und den Schutz 

der Menschenrechte durch alle Akteure. Dazu gehört auch die Unterstützung der internationalen Gerichtsbarkeit. 

Liechtenstein engagiert sich für diese Positionen sowohl in multilateralen Foren wie der UNO als auch bilateral. 

Wir werden diese klare Positionierung kontinuierlich weiterverfolgen. Auch im humanitären Bereich wird 

Liechtenstein sein Engagement fortführen.

zu Frage 4:

Siehe Antwort zu Frage 3.

https://www.landtag.li/ 2 von 2


